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BUNDESVERFASSUNGSGERICHT

- 2 BvR 249/17 -

In dem Verfahren
über

die Verfassungsbeschwerde

des Herrn L...,

gegen a) den Beschluss des Oberlandesgerichts München vom 18. April 2017 - 1
Ws 218/17 (1 Ws 1032-1034/16) -,

b) den Beschluss des Oberlandesgerichts München vom 29. Dezember
2016 - 1 Ws 1032-1034/16 -,

c) den Beschluss des Landgerichts Traunstein vom 24. August 2016 - 2
KLs 31 Js 89/15 -,

d) den Beschluss des Landgerichts Traunstein vom 24. August 2016 - 2
KLs 31 Js 89/15 -,

e) den Beschluss des Amtsgerichts Bamberg vom 25. Januar 2016 - 1 Gs
43/16 -

hat die 2. Kammer des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts durch

den Richter Huber

und die Richterinnen Kessal-Wulf,

König

gemäß § 93b in Verbindung mit § 93a BVerfGG in der Fassung der Bekanntma-
chung
vom 11. August 1993 (BGBl I S. 1473) am 18. Mai 2017 einstimmig beschlossen:

Die Verfassungsbeschwerde wird nicht zur Entscheidung angenom-
men.

G r ü n d e :

Die Verfassungsbeschwerde wird nicht zur Entscheidung angenommen, weil die
Voraussetzungen des § 93a Abs. 2 BVerfGG nicht vorliegen.

1. Soweit die angegriffenen Entscheidungen die von dem Beschwerdeführer be-
gehrte Verlegung in einen Nichtraucherraum der Untersuchungshaftanstalt betreffen,
ist die Verneinung des Feststellungsinteresses durch die Fachgerichte zwar insbe-
sondere mit Blick auf Art. 19 Abs. 4 GG bedenklich (a)). Die Verfassungsbeschwerde
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genügt aber den aus § 23 Abs. 1 Satz 2, § 92 BVerfGG folgenden Begründungsan-
forderungen nicht (b)).

a) Das Oberlandesgericht dürfte die Anforderungen, die an das Feststellungsinter-
esse zu stellen sind, überspannt haben. Dies begegnet im Hinblick auf die Gewähr-
leistung effektiven Rechtsschutzes gemäß Art. 19 Abs. 4 GG Bedenken, weil dem
Betroffenen bei gewichtigen Grundrechtseingriffen auch nach Erledigung einer Maß-
nahme ein schutzwürdiges Interesse an seiner Rehabilitierung zukommen kann (vgl.
BVerfGE 104, 220 <233>; stRspr).

aa) Bei der Unterbringung eines nichtrauchenden Häftlings mit rauchenden Mitin-
sassen ist zu berücksichtigen: Angesichts der nicht auszuschließenden Wirkungen
des Passivrauchens (vgl. BVerfGE 121, 317 <350 ff., 356>) greift die gemeinschaftli-
che Unterbringung eines nichtrauchenden Gefangenen mit einem rauchenden Mitge-
fangenen - jedenfalls wenn der Betroffene ihr nicht in gesicherter vollkommener Frei-
willigkeit zustimmt - in das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2
Satz 1 GG) ein. Der Gefangene hat Anspruch auf Schutz vor Gefährdung und erheb-
licher Belästigung durch das Rauchen von Mitgefangenen und Aufsichtspersonal
(vgl. BVerfGK 13, 67 <68>; 20, 249 <258>). Die Durchsetzung von auf den Schutz
von Nichtrauchern zielenden Geboten (vgl. hier Art. 58 Abs. 3 des Bayerischen Straf-
vollzugsgesetzes und Art. 2 Nr. 1, Art. 3 Abs. 1 des bayerischen Gesetzes zum
Schutz der Gesundheit) kann schon im Hinblick darauf, dass der nichtrauchende Ge-
fangene sich damit der Gefahr von Repressalien seitens der Mitgefangenen ausset-
zen würde, nicht ihm - sei es auch auf dem Weg über auf Verbotsdurchsetzung zie-
lende Beschwerden an die Anstalt - überlassen bleiben. Vielmehr muss die Anstalt
durch geeignete, von Beschwerden des betroffenen Nichtrauchers unabhängige Vor-
kehrungen, wie zum Beispiel Rauchmelder, für eine systematische Durchsetzung
des gesetzlichen Verbots sorgen (vgl. BVerfGK 20, 249 <258 f.>).

bb) Der Beschwerdeführer hat eine Verletzung der aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG re-
sultierenden Schutzpflicht geltend gemacht, weil er vom 8. Dezember 2015 bis zum
5. Januar 2016 als Nichtraucher in einer Zelle mit rauchenden Häftlingen unterge-
bracht war. Dies stellt die Rüge eines das Feststellungsinteresse begründenden ge-
wichtigen Grundrechtseingriffs dar, was die Fachgerichte verkannt haben. Im Übri-
gen trägt vor dem Hintergrund der dargestellten verfassungsgerichtlichen
Rechtsprechung auch der Hinweis der Justizvollzugsanstalt nicht, der Antrag des Be-
schwerdeführers auf Verlegung sei nicht hinreichend konkretisiert gewesen. Die ef-
fektive Durchsetzung des Nichtraucherschutzes obliegt der Justizvollzugsanstalt und
den Gerichten auch ohne „hinreichend konkretisierten Antrag“.

b) Allerdings hat sich das Oberlandesgericht in dem Beschluss vom 29. Dezember
2016 nicht auf die Feststellung der Unzulässigkeit des Antrags des Beschwerdefüh-
rers beschränkt, sondern ergänzend ausgeführt, dieser sei unbegründet, und dies
auch so tenoriert (vgl. zum Vorliegen eines besonders schweren Nachteils im Sinne
des § 93a Abs. 2 Buchstabe b BVerfGG: BVerfGE 90, 22 <25 f.>; BVerfG, Beschluss
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der 3. Kammer des Ersten Senats vom 13. März 2017 - 1 BvR 93/14 -, juris, Rn.
1). Ob diese Entscheidung mit den Grundrechten des Beschwerdeführers vereinbar
war und insbesondere der aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG resultierenden Schutzpflicht
gerecht wird, kann mangels ausreichender Begründung der Verfassungsbeschwerde
nicht abschließend entschieden werden.

aa) Gemäß § 23 Abs. 1 Satz 2, § 92 BVerfGG muss der die Rechtsverletzung ent-
haltende Vorgang substantiiert und schlüssig vorgetragen werden (vgl. BVerfGE 130,
1 <21>; stRspr). Hierzu gehört auch, dass innerhalb der Beschwerdefrist Unterlagen
aus dem fachgerichtlichen Verfahren vorgelegt oder inhaltlich wiedergegeben wer-
den müssen, soweit ohne ihre Kenntnis eine Einschätzung, ob die Verfassungsbe-
schwerde Erfolg haben kann, nicht möglich ist (vgl. BVerfGE 112, 304 <314 f.>).

bb) Zur Begründung seines Beschlusses hat das Oberlandesgericht unter anderem
auf eine Stellungnahme der Justizvollzugsanstalt vom 18. Januar 2016 Bezug ge-
nommen, die der Beschwerdeführer nur unvollständig vorgelegt hat. Es fehlt gerade
die Seite, auf der sich offenbar Ausführungen zur Begründetheit des Antrags des Be-
schwerdeführers befinden. Diese gibt der Beschwerdeführer auch nicht ihrem we-
sentlichen Inhalt nach wieder. Die Kenntnis des Inhalts der Begründung, die sich das
Oberlandesgericht in der angegriffenen Entscheidung zu Eigen gemacht hat, wäre für
die verfassungsgerichtliche Prüfung aber erforderlich gewesen. Der Beschwerdefüh-
rer tritt zudem der Feststellung der Gerichte, er habe der Justizvollzugsanstalt vor
seinem schriftlichen Antrag vom 29. Dezember 2015 nicht mitgeteilt, Nichtraucher zu
sein, nicht hinreichend substantiiert und widerspruchsfrei entgegen. Der diesem Ver-
fahren zugrunde liegende Sachverhalt würde sich bei Kenntnis der vollständigen
Stellungnahme der Justizvollzugsanstalt möglicherweise klarer darstellen.

2. Die Verfassungsbeschwerde wird den aus § 23 Abs. 1 Satz 2, § 92 BVerfGG fol-
genden Substantiierungsanforderungen auch insoweit nicht gerecht, als der Be-
schwerdeführer sich gegen eine aus zwei Disziplinarmaßnahmen gebildete „Gesamt-
disziplinarmaßnahme“ wendet. Der Beschwerdeführer setzt sich mit den
angegriffenen Entscheidungen und den von den Gerichten angewendeten gesetzli-
chen Regelungen, aufgrund derer die Disziplinarmaßnahmen verhängt wurden, nicht
hinreichend auseinander.

3. Von einer weiteren Begründung wird nach § 93d Abs. 1 Satz 3 BVerfGG abgese-
hen.

Diese Entscheidung ist unanfechtbar.

Huber Kessal-Wulf König
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